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Die Tandesſteuer auf den Berbrauch von Bier und 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten im Kronlande 
Steiermark. 

Von Dr. Moriz Caſpaar. 

Schluß.) 


Alle angeführten Bedenken fallen weg, wenn man die Steuer- 
pflicht auf den Kleinverſchleiß beſchränkt und den privaten Conſum, im 
Gegenſatze zum Bezuge aus dem Kleinverſchleiße, ſreiläßt; damit ſtünde 
das Geſetz auf dem gleichen Standpunkte wie das Verzehrungsſteuerpatent. 

Der ſteiermärkiſche Landesausſchuß hat jedoch Gelegenheit gefunden, 
eine andere Anſchauung zu vertreten, und zwar in der erwähnten Zu— 
ſchrift an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Leoben. Die Veranlaſſung 
derſelben iſt nicht ohne Intereſſe. Es iſt eine alte Klage der Wirthe 
der Eiſeninduſtriebezirke, daß ſie ſchlechte Geſchäfte machen, weil die 
Arbeiter das Bier direct vom Brauer beziehen und zu Hauſe trinken. 
Es klingt wohl wie Ironie, wenn man dies als einen „Uebelſtand“, 
als eine „Geſchäftsſtörung“ benennen hört, und es iſt wohl nur der 
bekannte Widerwille gegen das Steuerzahlen überhaupt, wenn dieſer 
Umſtand von den Wirthen dazu benützt wird, gegen eine höhere 
Steuerleiſtung Front zu machen. Es ift wohl nicht anzunehmen, daß 
irgend ein Wirth zur Verſteuerung eines Bieres herangezogen wird, 
das er nicht ſchenkt, ſowie ja auch bei Aufftellung einer Pacht- oder 
Abfindungsſumme der ſeit Jahren in gleichem Maße beſtehende pri- 


vate Conſum gewiß nicht in Rechnung gezogen wurde. Mögen Wirthe 
und Steuerpächter auch ſich abſprechend über den erwähnten Gebrauch 
äußern, wir können denſelben nur billigen und wir glauben auch, daß 
der Landesausſchuß im Prineipe keine Erſchwerung desſelben bewirken 
wollte. Das Wirthsgewerbe iſt denn doch nicht ſo ſchutzbedürftig, daß 
man den privaten Confum unterdrücken ſollte. Wir halten es für ganz 
zweckmäßig, wenn der Arbeiter ſein Bier zu Hauſe trinkt und nicht 
durch das Wirthshausgehen zu übermäßigen Ausgaben verleitet wird. 
Doch ſehen wir ab von den Motiven, welche zur Aufdeckung dieſer 
neuen Steuerquelle für das Land führten, und halten wir uns an die 
Thatſache, d. i. die Erklärung des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes, „daß 
der Verbrauch von Bier ohne Ausnahme auf welche Art und Weiſe 
der Landesumlage unterliegt.“ Nachdem weder der, jedes Jahr ſeit 1880 
in gleichem Wortlaute erneuerte Gefegestert, noch die Durchführungs⸗ 
verorduungen eine derartige Beſtimmung enthalten, man auch bei 
ſtrenger Textauslegung eine Steuerpflicht des Conſumenten aus den 
erwähnten Verordnungen nicht ableiten kann, ſo muß die erwähnte 
Entſcheidung als eine mit dem Geſetze nicht übereinſtimmende bezeichnet 
werden. Eine ſo wichtige Beſtimmung, welche eine Erweiterung des 
durch das Geſetz getroffenen Kreiſes der Steuerpflichtigen mit ſich 
bringt, die ferner zur nothwendigen Conſequenz die Ausdehnung der 
Controlmaßregeln auf ſämmtliche Private hätte, kann nicht im Wege 
einer Entſcheidung des Landesausſchuſſes ſtatuirt werden, ſie müßte 
vielmehr iu gleicher Weiſe wie die Durchführungsverordnung zu Stande 
kommen und publicirt werden. Wir müſſen den vollkommen legalen 
Weg um ſo mehr fordern, wenn es ſich um ſo weitgehende Verfügungen, 
eventuell um die Ueberwachung privater Wohn- und Kellerräume 
handelt. Wir glauben übrigens nicht, daß der ſteiermärkiſche Landes⸗ 
ausſchuß bei ſeiner Entſcheidung dieſe Conſequenzen ſich vor Augen 
hielt, es macht vielmehr den Eindruck, als ob er nur im Principe die 
Steuerpflichtigkeit des geſammten Bierconſums ausſprechen wollte, 
ohne ſich über die Art der Einhebung zu äußern; es iſt dies um fo 
eher vorauszuſetzen, als dem Landesausſchuſſe eine Executive nicht zu 
Gebote ſteht und die Durchführung des Geſetzes in letzter Linie, nämlich 
dann, wenn eventuell Zweifel zu entſcheiden, Strafverhandlungen vorzu⸗ 
nehmen ſind, die politiſche Behörde, bezw. die Bezirkshauptmannſchaft 
trifft. Es unterliegt auch keinem Zweifel, daß ein Recurs gegen eine 
diesfällige Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft nur durch die k. k. 
Statthalterei, nicht aber durch den Landesausſchuß zu entſcheiden wäre. 

Wenn die k k. Bezirkshauptmaunſchaft dem Steuerpächter über 
den erwähnten Erlaß des Landesausſchuſſes erklärt, ſie „werde nicht 
ermangeln, im Falle einer diesbezüglichen Anzeige“ (über den Conſum 
unverſteuerten Bieres) „die erforderliche Amtshandlung einzuleiten,“ fo 
liegt hierin allerdings anſcheinend eine Beſtätigung, bezw. Bekräftigung 
der vom Landesausſchuſſe vertretenen Anſchauung; es läßt ſich aber 
durchaus nicht behaupten, daß eine ſolche Strafverhandlung zu einer 
Verurtheilung im Sinne des Erlaſſes des Landesausſchuſſes führen 
müſſe. Die Bezirkshauptmannſchaſten ſind in der Handhabung des 


Geſetzes ausſchließlich an die Durchführungsbeſtimmungen, wie dieſelben 
im Landesgeſetzblatte publicirt ſind, gebunden, und wir glauben nicht, 
daß auf Grund derſelben die Conſumenten als ſteuerpflichtig erkannt 
werden können. Zweifel, wie ſie heute über die Steuereinhebung beſtehen, 
können jedenfalls nur durch eine neue Verordnung behoben werden; 
dies wäre z. B. der Fall rückſichtlich der Steuerpflicht der Brauer 
und Bierdepotbeſitzer in ihrem directen Verkehre mit den Conſumenten. 
Dafür beſtehen Anhaltspunkte in den früheren Verordnungen von 1880 
und 1882. Eine Ausdehnung der Steuerpflicht auf die Eonſumenten 
erſcheint uns aber auch im Verordnungswege nicht zuläſſig, weil dieſer 
Fall im Geſetze nicht vorgeſehen iſt, und weil auch bei Verfaſſung des 
Geſetzes dieſe Intention nicht beſtand. Wir glauben nicht, daß der 
ſteiermärkiſche Landtag wirklich ein Geſetz beſchließen würde, welches 
eine Controle des privaten Conſums durch Ueberwachung der Wohn- 
räume u. ſ. f. vorausſetzen müßte, und wir zweifeln auch, daß ein 
ſolches Geſetz die Allerhöchfte Sanction erlangen würde. Es entgeht ja 
durch den privaten Conſum an Wein (im Gegenſatze zu dem Conſum 
im Gaſthauſe oder dem Bezuge aus dem verſteuerten Gaſſenſchanke) Jo- 
wie durch die private Schlachtung dem Staate und in den Zuſchlägen 
den Gemeinden u. f. f. zweifelsohne ein bedeutender Steuerbetrag und 
doch wurde bisher auch nie der Verſuch gemacht, die Beſtimmungen der 
Verzehrungsſteuer auf dieſen Conſum auszudehnen. Es würde daher 
keinen Gegenſatz zur Verzehrungſteuer bilden, insbeſondere aber dem 
Charakter einer indirecten Steuer entſprechen, wenn die Steuer nur vom 
Ausſchanke eingehoben würde, wie dies auch der Textirung des Geſetzes 
entſpricht. 

Faſſen wir nun die gegen die neueſte Form der Steuereinhebung 
geltend gemachten Bedenken nochmals kurz zuſammen. Vor Allem ſpricht 
das Geſetz ſelbſt nur von der Steuerpflicht des Kleinverſchleißers; damit 
iſt die Einhebung vom Conſumenten nach allen Regeln der Textausle— 
gung ausgeſchloſſen. Mit der Bezeichnung des Steuerobjectes iſt ja eine 
Steuer für ihre Einhebung nicht genügend charakteriſirt; das Wort 
„Verbrauch“ läßt übrigens auch verſchiedene Auslegungen zu; es muß 
vielmehr in einem ſolchen Geſetze auch angeführt werden, wer die 
Steuer zu zahlen, bezw. als indirecte Steuer auszulegen hat. Dies 
geſchieht durch den Satz: „und zwar nach der Wahl des Kleinver— 
ſchleißers.“ Die Bezeichnung Kleinverſchleißer erfordert eine nähere 
Begriffsbeſtimmung; diefe wird gegeben in den Durchführungsver— 
ordnungen. In dieſen wird die Abgabe von Bier unter 1 Hektoliter, 
von gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten unter / Hektoliter, das Abziehen 
in Flaſchen u f. f. als Kleinverſchleiß bezeichnet, zur Beſeitigung 
möglicher Zweifel und zur Hintanhaltung einer Doppelbeſteuerung 
jedoch ausdrücklich erklärt (1882), daß Brauer, welche das Bier in 


1o und ½ Hektoliter nicht an Conſumenten, jondern an Wirthe, bezw. 
liegt, daß es divergirend ausgelegt wird, und daß eine unrichtige 


ſteuerpflichtige Kleinverſchleißer abgeben, die Steuer nicht zu bezahlen 
haben. Die Verordnung von 1882 bemerkt zwar ausdrücklich, daß die 
Steuer nicht die Production treffen ſoll, ſie klärt uns aber nicht über 
den Fall auf, in welchem Bier in den erwähnten kleinen Gebinden 
direct an Conſumenten abgegeben wird. Sollte diesfalls überhaupt eine 
Steuerpflicht beſtehen, ſo kann dieſe nur den Brauer treffen, welcher 
ſodann als Kleinverſchleißer im Sinne der Durchführungsverorduung 
anzuſehen iſt. Will man dieſe Auslegung nicht zulaſſen, dann müßte 
man das direct an Conſumenten gehende Bier überhaupt ſteuerfrei 
laſſen. Das Gleiche wird wohl nothgedrungen für jene ſteuerpflichtigen 
Getränke gelten müſſen, welche ein Conſument direct aus einem anderen 
Kronlande bezieht. Man müßte ja andernfalls eine Steuercontrole bei 
den Poſtämtern und auf den Bahnſtationen einführen. Gegen die 
Steuerpflicht der Conſumenten ſprechen der Text des Geſetzes und die 
Beſtimmungen der Durchführungsverordnungen, man kann auch von 
einem Landesgeſetze keine, das Hausrecht in ſo hohem Grade tangirenden 
Beſtimmungen vorausſetzen. Wollte man den Privatconſum der Controle 
der von einem Steuerpächter angeſtellten Organe unterwerfen, ſo würde 
man damit geradezu unmögliche Zuſtände ſchaffen. 

Die Frage, wie der Privatconſum ohne ſolche Maßregeln einer 
Beſteuerung unterzogen werden kann, kommt hier nicht zu beantworten, 
da wir nicht de lege ferenda ſprechen; dies wäre Sache der Er⸗ 
wägung bei Verfaſſung des Geſetzes. Der Steuerentgang, der ſich ergibt, 
wenn man von der Steuerpflicht des Conſumenten abſieht, wird ſich 
weiters reductren, wenn man nach der möglichen Auslegung der be- 
ſtehenden Geſetze und Vorſchriften die Brauereien und Bierdepotbeſitzer 
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Kleinverſchleißer für die Steuerzahlung haftbar erklärt. Sollten für 
dieſen Fall Controlmaßregeln, welche den Brauereien läſtig fallen, ein- 
geführt werden, ſo würden vielleicht einzelne derſelben die mehrerwähnte 
Bierabgabe einſtellen: andere würden aber dies Geſchäft trotz der 
Steuerpflicht übernehmen. Die Bierabgabe kann auch durch Mittels- 
perfonen, welche die Steuer bezahlen, geſchehen. Es unterliegt weiters 
keinem Zweifel, daß dieſe Steuerpflicht für directe Bierabgabe im Wege 
der Abfindung oder der Vereinbarung mit dem Pächter geordnet werden 
kann, wodurch auch jede Controlmaßregel entfällt. Wir möchten aber 
nochmals die ſociale Seite der Frage hervorheben. Es dünkt uuns 
zweckmäßiger, wenn das Land Steiermark auf eine gewiß nicht ſehr 
bedeutende Steuereinnahme verzichtet, als daß durch die Maßregeln der 
Bierverſteuerung jene Conſumeuten, welche heute das Bier direct be- 
ziehen, gezwungen werden, entweder einen Bierſchank aufzuſuchen, oder 
ſich aus einem ſolchen das Bier zu den in der Regel hohen Schank— 
preiſen zu beſchaffen. Wir müßten jede Vorſchrift, welche eine ſolche 
Tendenz verfolgt, oder welche mittelbar dieſe Wirkung hat, bedauern, 
weil durch dieſelbe gerade die Arbeiterclaſſe des flachen Landes getroffen 
wird. Solange jedoch keine Abänderung oder Ergänzung der heute 
giltigen Beſtimmungen erfolgt, können wir eine Auslegung des Geſetzes, 
welche eine Steuerpflicht des Conſumenten aufſtellen wollte, nicht als 
rechtsverbindlich anerkennen. 

Wenn unſere bisherigen Ausführungen auch in mancher Beziehung 
anfechtbar fein mögen, fo geht doch Eines aus denſelben mit Sicherheit 
hervor: es iſt dies die Thatſache, daß das Geſetz in ſeinen wichtigſten 
Beſtimmungen eine verſchiedene Auslegung zuläßt, und daß auch die 
bisher erlaſſenen Durchführungsverordnungen nicht im Stande waren, 
volle Klarheit in der Sache zu ſchaffen. Es iſt bezeichnend, wenn der 
Landesausſchuß nach Verlauf einiger Jahre feit dem Beſtande der 
neuen Steuer eine Geſetzesinterpretation erläßt, welche den Kreis der 
Steuerpflichtigen nicht nur erweitert, ſondern auch den Charakter der 
Steuer völlig abändert. Nach der Intention des Landesausſchuſſes wäre 
die Steuer gleichzeitig eine directe und indireete Steuer, die Controle 
der Steuereinhebung würde ſämmtliche ſelbſtſtändige Haushalte des flachen 
Landes treffen. Nach der Juterpretation der Gemeinde Donawitz würde 
die Ueberwachung auch noch auf Werks- und Fabriksräume ausgedehnt. 
Einer ſolch' verſchiedenen Auslegung des Geſetzes gegenüber, die je nach 
der Wohlmeinung eines Pächters eine ganz divergente Einhebungsart 
mit ſich bringen und bei den einzelnen Bezirkshauptmannſchaften zu einer 
verſchiedenen Geſetzesauwendung führen köunte, erſcheint es doch unbe- 
dingt geboten, daß das Geſetz authentiſch genügend interpretirt wird, 
und daß in einer Durchführungsbeſtimmung der Kreis der Steuer— 
pflichtigen genau gezogen wird. Ein Geſetz wird um ſo mehr einer 
detaillirten Durchführungsverordnung bedürfen, als die Möglichkeit vor— 


Geſetzesauslegung in höchſt perſönliche Rechte des Einzelnen eingreift. 

Das vorliegende Geſetz würde dies aber nach den dargelegten 
Ausführungen, ſalls die Auslegung des Landesausſchuſſes zur bindenden 
Norm würde, unbedingt thun. Dem gegenüber hat der Einzelne das 
Recht, vollkommen klare und präciſe Beſtimmungen zu verlangen; vor 
deren Erlaſſung muß aber für die geltenden Vorſchriften jedeufalls eine 
weniger ausgedehnte Auslegung als die maßgebende bezeichnet werden. 
So lange nicht das Gegentheil ausdrücklich beſtimmt wird, muß die 
beſprochene Landesſteuer als eine indirecte Steuer bezeichnet werden und 
können für die Einhebung derſelben auch nur die auf eine ſolche Steuer⸗ 
art paſſenden Grundſätze zur Anwendung gelangen. Wenn einzelne 
Verbrauchsacte durch die Steuer nicht getroffen werden, ſo wird dieſe 
doch hiedurch ihre Zweckmäßigkeit nicht einbüßen. Einem Kronlande ſind 
ja in der Finanzwirthſchaft nothwendig engere Grenzen gezogen, als 
einem Staate, da ja zwiſchen den einzelnen Ländern keine Zolllinien be⸗ 
ſtehen; darauf muß bei der Beſteuerung Rückſicht genommen werden. 

Die Tendenz, den ſteigenden Bedarf der Länder und Communen 
durch Verbrauchsſteuern aufzubringen, und damit vielleicht auch noch das 
locale Gewerbe zu ſchützen, indem man nur die eingeführten Artikel 
beſteuert, kann im Intereſſe der Ausbildung einer organiſchen Beſteuerung, 
ſowie im Intereſſe des Verkehres nicht gutgeheißen werden. Eine ein⸗ 
heitliche Organiſation iſt gerade hier nothwendig, will man nicht Ge⸗ 
fahr laufen, daß wir im Geſammtſtaate zu einer unüberſehbaren und 
unberechenbaren Mannigſaltigkeit in der Beſteuerung, und endlich für 
den Verkehr zu mittelalterlichen Zuſtänden gelangen. Was heute für 


für den Fall der Abgabe des Bieres direct an Conſumenten als Bier und gebrannte geiſtige Flüſſigkeiten gilt, von welch' letzteren auch 


der induſtriell verbrauchte Spiritus nicht ausgeſchieden wird, könnte 
ebenſo in nächſter Zeit von beliebig anderen Verbrauchsartikeln gelten. 
Am wenigſten aber wäre es angezeigt, wenn ein Kronland finanztech⸗ 
niſche Experimente durchführen wollte, deren Tragweite ſich nach den 
bisherigen Erfahrungen der Finanzwirthſchaft gar nicht ermeſſen läßt; 
ein ſolches wäre die Einhebung einer Verbrauchsſteuer direct vom 
Conſumenten. 

Es fteht wohl zu erwarten, daß die hier beſprochene Frage ent- 
weder im Verordnungswege eine nähere Klarſtellung erlangt, oder daß 
der nächſte Landtag bei Verfaſſung des Geſetzes eine, jeden Zweifel 
ausſchließende Styliſirung des Geſetzes wählt. Wir ſind aber auch 
überzeugt, daß der ſteiermärkiſche Landtag ſeinerzeit der Angelegenheit 
jene eingehende Beachtung widmet, die fie verdient, und wir gleuben 
gewiß, daß ſodann das nächſte Geſetz die Steuerpflicht des Conſumenten 
ausdrücklich ausſchließen wird. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Recursfriſt ift ſtricte vom Tage der Zuftellung des bezüglichen 
Erkenntniſſes zu berechnen. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in R. hat mit der Entſcheidung 
vom 28. April 1884, 3. 6090, erkannt, daß Franz W. in der Stadt- 
gemeinde K. das Heimatrecht beſitzt. 

Dieſe unter Freilaſſung des Recurſes binnen 14 Tagen erfloſſene 
Entſcheidung wurde laut Recepiſſes dem Stadtrathe in K. zugeſtellt am 
25. Mai 1884. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte das Stadtamt K. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft den Recurs ein sub praes. 12. Juni 1884, 
worüber der poſtämtliche Abgabsſchein als Nachweis vorlag, ſowie die 
beglaubigte Abſchrift des Aufgabsrecepiſſes in K. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 2. Auguſt 1884, 
8. 59.196, die Berufung der Gemeinde K. als verſpätet eingebracht 
zurückzuweiſen befunden, weil die angefochtene Entſcheidung der 
recurrirenden Gemeinde laut Recepiſſes am 25. Mai 1884 zugeſtellt, 
die dagegen gerichtete Berufung jedoch erſt am 12. Juni 1884, daher 
bereits nach Ablauf der geſetzlichen Recursfriſt zur Poſt gegeben und 
am ſelben Tage bei der Bezirkshauptmannſchaft R präſentirt wurde. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte das Stadtamt in K. den 
Miniſterialrecurs ein. In demſelben wurde die Richtigkeit der obigen 
Daten zugeſtanden, jedoch bemerkt, daß der wirkliche Sachverhalt dieſen 
Daten nicht entſpreche. Der fragliche Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft 
ſei nämlich ohne alle Beilagen zugeſtellt worden; nachdem doch nach 
einer bloßen Entſcheidung ohne alle Voracten und Vorerhebungen kein 
Recurs gearbeitet werden köune, fo erſcheine es natürlich, daß dieſelben 
erſt von der Bezirkshauptmannſchaft beigeſchafft werden mußten und 
dieſe langten erſt am 29. Mai 1884 in K. ein; dieſer Tag ſei der 
richtige Moment, von welchem an die Recursfriſt zu berechnen ſei, 
hiernach jet es klar, daß die Berufung rechtzeitig eingebracht wurde. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
22. September 1884, Z. 14.719, dem Recurſe keine Folge gegeben, 
„weil der Statthaltereirecurs der Gemeinde K. bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft thatſächlich erft nach Ablauf der 14tägigen Recursfriſt 
überreicht wurde, und, wenn auch die Gemeinde Acten, deren ſie zur 
Ausführung ihres Recurſes bedurfte, erſt am 29. Mai 1884 erhalten 
haben mochte, dies ſie doch nicht an der rechtzeitigen Anmeldung des 
Recurſes hindern konnte.“ R. 


Das vom Waldeigenthümer auf das unberechtigter Weiſe in 
feinen Wald getriebene fremde Vieh gemaß § 63 Forſt⸗Geſ. und 
$ 1321 a.b. G. B. durch Privatpfandung erworbene Pfandrecht 
geht den übrigen auf das genannte Vieh erworbenen alteren 
Pfandrechten im Range vor. 

C. hatte von A. gepfändetes und in ſeiner Verwahrung belaſſenes 
Vieh unberechtigt auf eine Alpe des B. getrieben, wo es von einem 
Forſtorgane des Letzteren in Pfand genommen und zur Verwahrung 
abgeführt wurde. Auf Anſuchen des A. wurde, nachdem C. ſeitens der 
competenten politiſchen Behörde des Forſtfrevels für ſchuldig erkannt 
und unter Anderem auch zur Zahlung eines Schadenerſatzes von 367 fl. 
an B. verurtheilt worden war, die executive Feilbietung bewilligt und 
an dem Orte vorgenommen, wo es B. verwahrte. Bei der Meiſtbots⸗ 
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vertheilung wurden dem A. nur die Executionskoſten als Vorzugspoſten 
zugewieſen, »der Reſt pr. 289 fl. aber dem B. zugeſprochen. Da das 
Obergericht auf Recurs des A. verfügte, der reſtliche Meiſtbotserlös 
habe als einſtweilen ſtreitig in deposito zu verbleiben und den Par- 
teien fei es überlaffen, ihre Anſprüche im ordentlichen Rechtswege 
auszutragen, überreichte A. wider B. die Klage auf Anerkennung ſeines 
Vorpfandrechtes und Geſtattung der Erfolglaſſung des Meiſtbotsreſtes. 

In erſter Inſtanz wurde dies Klagebegehren abgewieſeu. Gründe: 
Da von der Klagsſeite die Höhe der geſtellten Anſprüche nicht beſtritten 
wird, ſo häugt die Entſcheidung dieſer Rechtsſache lediglich von der 
Frage ab, ob das vom B. gemäß § 1321 a. b. G. B. und 8 63 
F. G. erworbene Pfandrecht auf die fraglichen Rinder dem vom Kläger 
auf dieſelben Viehſtücke ſchon früher erworbenen executiven Pfandrechte 
vorgeht. Nach § 1321 a. b. G. B. und § 63 und 64 F. G. hat 
der Waldeigenthümer, wenn Vieh unberechtigter Weiſe in fremde Wälder 
getrieben oder aus Unachtſamkeit dahin gelaſſen wird, das Recht der 
Privatpfändung über ſo viele Stücke Vieh auszuüben, als zu ſeiner 
Entſchädigung hinreicht, und hat ſich derſelbe binnen 8 Tagen entweder 
mit dem Eigenthümer des gepfändeten Viehes azbufinden, oder ſeine 
Klage vor den Richter zu bringen, reſp. mit der Anzeige der durch den 
Viehbetrieb begangenen ſtrafbaren Handlung bei der zum Verfahren 
competenten Behörde ſein Begehren um Schadenerſatz anzubringen. 
Dieſes vom Waldeigenthümer nach den citirten Geſetzesſtellen erworbene 
Pfandrecht iſt das Recht, ſich für den Schaden, welchen das fremde, 
unberechtigter Weiſe aufgetriebene Vieh im Walde angerichtet hat, aus 
dieſem gepfändeten Viehe zahlhaft zu machen, ohne Rückſicht darauf, 
ob dritte Perſonen vorher Rechte auf das fragliche Vieh erworben 
haben oder nicht; denn der Geſetzgeber wollte durch die beſagte, rein 
ſingulär daſtehende geſetzliche Beſtimmung vorzugsweiſe einen beſonderen 
Schutz des Eigenthümers gegen Beſchädigung ſeines Grundes und Bodens, 
ſowie die Sicherſtellung und beſchleunigte Erzielung der dem Grund— 
eigenthümer gebührenden Entſchädigung bezwecken, welcher Zweck gewiß 
nicht erreicht werden würde, wenn der Grundeigenthümer mit ſeinen 
Eutſchädiguugsauſprüchen nur auf das greifen könnte, was nach Geltend— 
machung anderer, auf den gepfändeten Viehſtücken haftenden Rechte noch 
übrig bleibt, wie dies im vorliegenden Falle eintreten würde. Dies geht 
auch daraus hervor, daß § 1321 a. b G. B. und § 63 F. G. 
beſagen, daß der Waldeigenthümer das Recht der Privatpfändung über 
ſo viele Stück Vieh ausüben kann, als zu ſeiner Entſchädigung hinreicht; 
derſelbe iſt alſo bezüglich der Zahl, reſp. des Werthes des zu pfändenden 
Viehes in ſeinem Rechte ſoweit beſchräukt, daß er nicht mehr Stücke 
pfänden darf, als zu ſeiner Entſchädigung hinreicht; der Erlös aus dem 
gepfändeten Viehe muß daher für den Schaden des Waldeigenthümers 
aufkommen, d. h. zu deffen Entſchädigung unbedingt dienen, weil der 
Waldeigeuthümer bei Erwerbung ſeines Pfandrechtes ſowohl dem Ge— 
ſetze als der Natur der Sache nach nur den angerichteten Schaden und 
den diesfalls entſprechenden Werth des gepfändeten Viehes in's Auge 
faſſen kann. Es unterliegt demnach mit Rückſicht auf das Vorgeſagte 
keinem Zweifel, daß das von B. im Sinne des § 1321 a. b. G. B. 
und des § 63 F. G. erworbene Pfandrecht dem vom Kläger früher 
erworbenen executiven Pfandrechte vorgeht, und mußte demnach der 
Kläger mit ſeinem Klagebegehren abgewieſen werden. 

Unter Verwerfung der vom Kläger eingebrachten Appellation 
wurde das erſtrichtliche Urtheil mit Entſcheidung des k. k. Oberlandes— 
gerichtes Graz vom 27. Februar 1884, 3. 2479, beſtätigt. Gründe: 
Das erſtrichterliche Urtheil war aus deſſen ſachlich und geſetzlich richtigen 
Gründen vollinhaltlich zu beſtätigen und wird deuſelben noch Nachſtehen— 
des beigefügt: Die im $ 1321 a. b. G. B. und in den 8$ 63 und 
64 des Forſtgeſetzes vom 13. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, 
ausgeſprochene Verfügung geht offenbar von dem Grundſatze, aus, daß 
jedes im Sinne der bezogenen Beſtimmungen des Forſtgeſetzes in Privat⸗ 
pfändung gezogene Thiere vor Allem für den durch dasſelbe verurſachten 
Schaden haftet, daher ſich der Kläger auch nicht darauf ſtützen kann, 
daß B. die Pfandſtücke, um die es ſich heute handelt, nur mit einem 
gerichtlichen Vorpfandrechte bereits behaftet, in ſeine Gewahrſame gebracht 
habe. Die Höhe des Schadenanſpruches iſt in dem vorausgegangenen 
politiſchen Erkenntniſſe fixirt und vom Kläger nicht widerſprochen. Da 
der ermittelte Schaden von 367 fl. den aus den Pfandſtücken gewonnenen 
Erlös überſteigt, iſt die volle Zuweiſung der nach Abzug der das Vor⸗ 
zugsrecht genießenden Executionskoſten verbleibenden Reſtſumme an B. 
gerechtfertigt. Ger.⸗Ztg. 


Gelege und Perordnungen. 
1884. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 

V. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. — Nr. 11. Erlaß der k. k. Statt- 
halterei vom 19. Jänner 1884, Z. 1785, in Betreff der Normirung der Beſchau⸗ 
gebühr für die aus Rußland oder Preußen importirten Hornſpitzen und Knochen. 
— Nr. 12. Kundmachung der galiziſchen k. k. Statthalterei vom 30. Jänner 1884, 
B. 6009, betreffend die Steuerzuſchläge für deu Grundentlaſtungsfond für das 
Jahr 1884. — Nr. 13. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom. 3. Februar 
1884, 3. 6661, betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Zuſchlages zur 
Verzehrungsſteuer für die Marktgemeinde Skole im Stryj'er Bezirke, ſowie auch 
eines Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer und eines Zuſchlages zu den directen 
Steuern für die Gemeinde Dabrowa. 

VI. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. — Nr. 14. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 10. Jänner 1884, Z. 42, womit dem Bezirksrathe in Kolomea 
und in asto das Recht zur Einhebung der Wegmauth ertheilt wurde. — 
Nr. 15. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Jänner 1884, 3. 42, 
womit dem Bezirksrathe in Nisko und in Stryj das Recht zur Einhebung der 


Mauthgebuhren ertheilt wird. — Nr. 16. Kundmachung der k. k. Statthalterei 
vom 10. Jänner 1884, B. 42, womit dem Bezirksrathe in Tarnow das Recht 
der Einhebung der Mauth ertheilt wird. — Nr. 17. Kundmachung der k. k. 


Statthalterei vom 10. Jänner 1884, Z. 42, womit dem Bezirksrathe in 
Chrzanow das Recht zur Einhebung der Mauth ertheilt wird. — Nr. 18. Kund⸗ 
machung der k. k. Statthalterei vom 10. Jänner 1884, Z. 42, womit dem 
Gutsgebiete in Gemeinschaft mit der Gemeinde Borynicze das Recht der Ein- 
hebung der Mauth von der Brücke ertheilt wird. Nr. 19. Kundmachung der 


k. k. Statthalterei vom 10. Jänner 1884, Z. 42, womit der Gemeinde Sofotów | 
in Gemeinſchaft mit dem Gutsgebiete das Recht zur Einhebung einer Brücken⸗ 


mauth ertheilt wird. — Nr. 20. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
10. Jänner 1884, Z. 42, womit das Recht zur Einhebung der Brückenmauth 
1. dem Gutsgebiete in Gemeinſchaft mit der Gemeinde in Tomaszowee und 


2. der Gemeinde Gluchow in Gemeinſchaft mit dem dortigen Gutsgebiete ertheilt 


wird. — Nr. 21. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Jänner 1884, 


B. 42, womit dem Gutsgebiete in Biskowiee die Bewilligung zur Einhebung der 


Mauth ertheilt wird. — Nr. 22. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
10. Jänner 1884, 3. 44, betreffend die Ertheilung der Bewilligung zur Ein- 
hebung von Mauthgebühren: 1. der Gemeinde und dem Gutsgebiete in Dorozow, 
2. der Gemeinde und dem Gutsgebiete in Czerchawa, 3. dem Gutsgebiete und 
der Gemeinde in Nadolany, 4. dem Gutsgebiete in Sadowa Wisznia, 5. dem 
Gutsgebiete in Glinna, 6. den Gutsgebiete in Kokodruby, 7. der Gemeinde und 
dem Gutsgebiete in Kroscienko wyzne. 

VII. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. 
k. k. Statthalterei vom 8. Februar 1884, 3. 7251, mit welcher der Reiſe- und 
Geſchäftsplan, betreffend die Heeresergänzung in Galizien im Jahre 1884, zur 
Kenntniß gebracht wird. Nr. 24. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
14. Februar 1884, 3. 9599 84, betreffend die Einberufung der vierten Alters⸗ 
claſſe zur Hauptſtellung für das Jahr 1884 in Galizien. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 8. März. — Nr. 25. Verordnung der k. k. 
Statthalterei vom 12. Februar 1884, Z. 9167, mit welcher für die Stadt 
Stanislau die Friſten zur Kündigung und Räumung der in Beſtand genommenen 
Wohnungen und anderer Localitäten feſtgeſetzt werden. — Nr. 26. Geſetz vom 
9. Februar 1884, wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem 
Großherzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde Sambor die Bewilligung zur 

inhebung von Auflagen von Bier, Meth und ſpirituoſen Getränken ertheilt wird. — 
Nr. 27. Geſetz vom 11. Februar 1884, wirkſam für das Königreich Galizien und 
Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde Bochnia 
die Bewilligung zur Einhebung der Auflagen von fpirituofen Getränken und von 
Meth ertheilt wird. — Nr. 28. Geſetz vom 11. Februar 1884, wirkſam für 
das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, 
womit der Marktgemeinde Stryzow, Rzeszower Bezirkes, die Bewilligung zur 
Einhebung der Gemeindeauflagen von den in der Gemeinde verbrauchten ver⸗ 
ſüßten ſpirituoſen Getränken ertheilt wird. — Nr. 29. Geſetz vom 11. Februar 
1884, wirkſam im Königreiche Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde Podhajce die Bewilligung zur 
Einhebung der Auflagen von jpirituofen Getränken und von Bier ertheilt wird. 
— Nr. 30. Geſetz vom 11. Februar 1884, wirkſam für das Königreich Galizien 


Nr. 23. Kundmachung der 


und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Eontrahirung 

eines Anlehens im Betrage von 1,000.000 fl. — Nr. 31. Kundmachung der 

k. k. Finanz⸗Landesdirection in Lemberg vom 12. Jänner 1884, Z. 84.545, 

betreffend das Ausmaß und die Einhebung der directen Steuern für das Jahr 1884. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Vicedirector der geologiſchen Reichsanſtalt 
Oberbergrath Dionys Stur zum Director dieſer Anſtalt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Handelsminiſterium 
Dr. Friedrich Wilhelm Grafen zu Caſtell⸗Rüdenhauſen anläßlich der von ihm 
erbetenen Verſetzung in den zeitlichen Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz 
Joſeph-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur der galiziſchen Statthalterei 
Joſeph Braunſeis das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur der a. pr. Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn Johann Kremſer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wiener Bürger Anton Kantner das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrath der mähriſchen Statthalterei Franz Taborsky zum Oberrechnungs⸗ 
rathe ernannt. 


Erledigungen. 


Lottoanits⸗ und Caſſe⸗Controlorsſtelle in Graz in der neunten Rangsclaſſe 
gegen Caution, eventuell eine Controlors-, Archivars⸗, Caſſiers oder Oberamts⸗ 
Officialsſtelle bei den k. k. Lottoämtern in der neunten Rangsclaſſe, bis 12. April. 
(Amtsbl. Nr. 69.) 

Zwei Finanzconcipiſtenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe bei der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz-Landesdirection, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 72.) 

Rechnungsofficialsſtelle beim Rechnungs⸗Departement der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection in Wien in der zehnten, eventuell eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 72.) 
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Neuigkeit 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, J., Kohlmarkt 7. 


Rechte und Pflichten 
gewerblichen Hilfsarbeiter 


(Lehrlinge, Gesellen und Fabriksarbeiter) 
nach den 
Bestimmungen der neuen Gewerbe- Ordnung. 


In populärer Darstellung 


von 
Dr. Ferdinand Seltsam, : 
Concipisten des Magistrates der k. k. Reichs-Haupt- und Residenzstadt Wien, 


Octav, Cartonnirt, Preis: 30 kr, 


Selten hat die Entstehung und Berathung eines Gesetzes die 
Aufmerksamkeit aller Kreise in dem Masse rege gemacht, als jene 
des VI. Hauptstückes der Gewerbe-Ordpung. Enthaltend die Bestim- 
mungen über das Verhältniss der Gesellen, Fabriksarbeiter und Lehr- 
linge, über die Eingehung und Auflösung des Lehr- und Lohnvertrages, 
über die Massregeln zum Schutze des Arbeiters, die Sonntagsruhe, 
den Normalarbeitstag, die Kinder- und Frauenarbeit, die Entlohnung 
der Arbeiter durch Baargeld, Waaren und Lebensmittel, die Schlich- 
tung des Werkstattstrikes u. s. w., dringt es tief in das gewerbliche 
Leben ein und setzt ein genaues Verständniss seiner Bestimmungen 
voraus. Der Autor dieses Werkehens. der bereits durch seinen 
bekannten Commentar zur Gewerbe-Ordrung in den P. T. Verwaltungs- 
kreisen hinreichend bekannt ist, hat sich nun hier der Mühe unterzogen, 
die zahlreichen Bestimmungen die Be- 
theiligten populär darzustellen. 

Wir empfehlen dasselbe im allgemeinen Interesse zur weitesten 
Verbreitung. 


Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 


zusammenzufassen und für 


ME Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 40 der Erkenntniſſe. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


